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BESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 1. Dezember 2014

iiber die Mitteilung der Absicht des Vereinigten Kénigreichs von Grof3britannien und Nordirland,

sich an Rechtsakten der Union im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit und der justiziellen

Zusammenarbeit in Strafsachen, die vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon angenommen
wurden und die nicht Teil des Schengen-Besitzstandes sind, zu beteiligen

(2014/858[EU)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf das Protokoll Nr. 36 iiber die Ubergangsbestimmungen, insbesondere auf Artikel 10 Absatz 5 in Verbindung
mit Artikel 4 des Protokolls Nr. 21 uiber die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und Artikel 331 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Gemif Artikel 10 Absatz 4 des Protokolls Nr. 36 kann das Vereinigte Konigreich dem Rat spitestens sechs
Monate vor dem Ende des fiinfjahrigen Ubergangszeitraums nach Artikel 10 Absatz 3 des Protokolls Nr. 36 mit-
teilen, dass es hinsichtlich der Rechtsakte der Union im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit und der justi-
ziellen Zusammenarbeit in Strafsachen, die vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon angenommen wur-
den, die in Artikel 10 Absatz 1 des Protokolls Nr. 36 genannten Befugnisse der Kommission und des Gerichtshofs
nicht anerkennt.

(2)  Mit Schreiben an den Ratsvorsitz vom 24. Juli 2013 hat das Vereinigte Konigreich von dieser Moglichkeit
Gebrauch gemacht und mitgeteilt, dass es die genannten Befugnisse der Kommission und des Gerichtshofs nicht
anerkennt, was zur Folge hat, dass die einschligigen Rechtsakte im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit und
der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen ab dem 1. Dezember 2014 nicht langer fiir das Vereinigte Konig-
reich gelten.

(3)  Nach Artikel 10 Absatz 5 des Protokolls Nr. 36 kann das Vereinigte Konigreich mitteilen, dass es sich an Rechts-
akten beteiligen mochte, die fiir das Vereinigte Konigreich nicht mehr gelten.

(4)  Mit Schreiben an den Ratsprisidenten mit Wirkung vom 1. Dezember 2014 hat das Vereinigte Konigreich von
dieser Moglichkeit Gebrauch gemacht und mitgeteilt, dass es sich an einigen der oben genannten Rechtsakte betei-
ligen mochte.

(5)  In Bezug auf die Rechtsakte, die nicht Teil des Schengen-Besitzstandes sind, verweist Artikel 10 Absatz 5 des Pro-
tokolls Nr. 36 auf das Protokoll Nr. 21 iiber die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands hinsichtlich des
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, dessen Artikel 4 auf das in Artikel 331 Absatz 1 AEUV vorge-
sehene Verfahren verweist. In diesem Artikel ist vorgesehen, dass die Kommission die Beteiligung des betreffenden
Mitgliedstaats bestitigt und gegebenenfalls feststellt, dass die Beteiligungsvoraussetzungen erfullt sind.

(6)  Gemafs Artikel 10 Absatz 5 letzter Satz des Protokolls Nr. 36 bemiihen sich die Organe der Union und das Ver-
einigte Konigreich, das grofStmogliche Mafl an Beteiligung des Vereinigten Konigreichs am Besitzstand der Union
beziiglich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts wiederherzustellen, ohne dass die praktische
Funktionsfahigkeit seiner verschiedenen Bestandteile ernsthaft beeintrachtigt wird, und unter Wahrung von deren
Kohirenz.

(7)  Die Bedingungen von Artikel 10 Absatz 5 letzter Satz des Protokolls Nr. 36 sind fiir die Rechtsakte, die das Ver-
einigte Konigreich mitgeteilt hat und die im Anhang zu diesem Beschluss enthalten sind, erfiillt.

(8)  Die Beteiligung des Vereinigten Konigreichs an den im Anhang zu diesem Beschluss enthaltenen Rechtsakten
sollte daher bestitigt werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Beteiligung des Vereinigten Konigreichs an den im Anhang zu diesem Beschluss enthaltenen Rechtsakten wird ab
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Beschlusses bestitigt.
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Artikel 2
Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europdischen Union veréffentlicht.

Er tritt am 1. Dezember 2014 in Kraft.

Briissel, den 1. Dezember 2014

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG

1. Gemeinsame Mafnahme 97/827/]I vom 5. Dezember 1997 betreffend die Schaffung eines Mechanismus fiir
die Begutachtung der einzelstaatlichen Anwendung und Umsetzung der zur Bekdmpfung der organisierten
Kriminalitdt eingegangenen internationalen Verpflichtungen (ABL L 344 vom 15.12.1997, S. 7).

2. Rechtsakt des Rates vom 18. Dezember 1997 iiber die Ausarbeitung des Ubereinkommens aufgrund von
Artikel K.3 des Vertrags iiber die Europdische Union tiber gegenseitige Amtshilfe und Zusammenarbeit der
Zollverwaltungen (ABL C 24 vom 23.1.1998, S. 1).

3. Gemeinsame Mafinahme 98/700/]I vom 3. Dezember 1998 — vom Rat aufgrund von Artikel K.3 des Ver-
trags {iber die Europdische Union angenommen — betreffend die Errichtung eines Européischen Bildspeiche-
rungssystems (FADO) (ABL. L 333 vom 9.12.1998, S. 4).

4. Beschluss 2000/375/J1 des Rates vom 29. Mai 2000 zur Bekidmpfung der Kinderpornografie im Internet (ABL
L 138 vom 9.6.2000, S. 1).

5. Beschluss 2000/641/JI des Rates vom 17. Oktober 2000 zur Einrichtung einer Geschiftsstelle fiir die Gemein-
samen Kontrollinstanzen fiir den Datenschutz, die mit dem Ubereinkommen {iiber die Errichtung eines Euro-
péischen Polizeiamts (Europol-Ubereinkommen), dem Ubereinkommen iiber den Einsatz der Informations-
technologie im Zollbereich und dem Ubereinkommen zur Durchfithrung des Ubereinkommens von Schengen
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen (Schengener Durchfiih-
rungsiibereinkommen) geschaffen wurden (ABL. L 271 vom 24.10.2000, S. 1).

6. Beschluss 2000/642/JT des Rates vom 17. Oktober 2000 iiber Vereinbarungen fiir eine Zusammenarbeit zwi-
schen den zentralen Meldestellen der Mitgliedstaaten beim Austausch von Informationen (ABL L 271 vom
24.10.2000, S. 4).

7. Beschluss 2002/187/JI des Rates vom 28. Februar 2002 iiber die Errichtung von Eurojust zur Verstirkung
der Bekdmpfung der schweren Kriminalitit (ABl. L 63 vom 6.3.2002, S. 1).

8. Beschluss des Rates 2002/348/JI vom 25. April 2002 iiber die Sicherheit bei Fufballspielen von internationa-
ler Bedeutung (ABI. L 121 vom 8.5.2002, S. 1).

9. Rahmenbeschluss 2002/465/]I des Rates vom 13. Juni 2002 iiber gemeinsame Ermittlungsgruppen (ABL
L 162 vom 20.6.2002, S. 1).

10. | Rahmenbeschluss 2002/584/J1 des Rates vom 13. Juni 2002 iiber den Europdischen Haftbefehl und die Uber-
gabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten (ABL. L 190 vom 18.7.2002, S. 1).

11. | Beschluss 2003/659/J1 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Anderung des Beschlusses 2002/187/JI des Rates
iiber die Errichtung von Eurojust zur Verstirkung der Bekdmpfung der schweren Kriminalitit (ABL L 245
vom 29.9.2003, S. 44).

12. | Rahmenbeschluss 2005/214/) des Rates vom 24. Februar 2005 iiber die Anwendung des Grundsatzes der
gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und GeldbufSen (ABL L 76 vom 22.3.2005, S. 16).

13. | Rahmenbeschluss 2006/783/]I des Rates vom 6. Oktober 2006 tiber die Anwendung des Grundsatzes der
gegenseitigen Anerkennung auf Einziehungsentscheidungen (ABL L 328 vom 24.11.2006, S. 59).

14. | Rahmenbeschluss 2006/960/]I des Rates vom 18. Dezember 2006 iiber die Vereinfachung des Austauschs
von Informationen und Erkenntnissen zwischen den Strafverfolgungsbehorden der Mitgliedstaaten der Euro-
pdischen Union (ABI. L 386 vom 29.12.2006, S. 89).

15. | Beschluss 2007/412/1 des Rates vom 12. Juni 2007 zur Anderung des Beschlusses 2002/348/J iiber die
Sicherheit bei FufSballspielen von internationaler Bedeutung (ABL L 155 vom 15.6.2007, S. 76).

16. | Beschluss 2007/845/JI des Rates vom 6. Dezember 2007 iiber die Zusammenarbeit zwischen den Vermo-
gensabschopfungsstellen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des Aufspiirens und der Ermittlung von Ertrigen
aus Straftaten oder anderen Vermogensgegenstinden im Zusammenhang mit Straftaten (ABL L 332 vom
18.12.2007, S. 103).
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17. | Rahmenbeschluss 2008/675(]I des Rates vom 24. Juli 2008 zur Beriicksichtigung der in anderen Mitglied-
staaten der Europaischen Union ergangenen Verurteilungen in einem neuen Strafverfahren (ABL. L 220 vom
15.8.2008, S. 32).

18. | Rahmenbeschluss 2008/909/]1 des Rates vom 27. November 2008 iiber die Anwendung des Grundsatzes der
gegenseitigen Anerkennung auf Urteile in Strafsachen, durch die eine freiheitsentziehende Strafe oder Maf-
nahme verhidngt wird, fir die Zwecke ihrer Vollstreckung in der Europdischen Union (ABL L 327 vom
5.12.2008, S. 27).

19. | Beschluss 2008/976(J1 des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber das Europiische Justizielle Netz (ABL L 348
vom 24.12.2008, S. 130).

20. | Beschluss 2009/426/]1 des Rates vom 16. Dezember 2008 zur Stdrkung von Eurojust und zur Anderung des
Beschlusses 2002/187/J1 iiber die Errichtung von Eurojust zur Verstirkung der Bekimpfung der schweren Kri-
minalitdt (ABL L 138 vom 4.6.2009, S. 14).

21. | Rahmenbeschluss 2009/299[]1 des Rates vom 26. Februar 2009 zur Anderung der Rahmenbeschliisse
2002/584/]I, 2005/214/]1, 2006/783[JI, 2008/909/)I und 2008/947/[]I, zur Stirkung der Verfahrensrechte
von Personen und zur Forderung der Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Ent-
scheidungen, die im Anschluss an eine Verhandlung ergangen sind, zu der die betroffene Person nicht erschie-
nen ist (ABL L 81 vom 27.3.2009, S. 24).

22. | Rahmenbeschluss 2009/315/JT des Rates vom 26. Februar 2009 iiber die Durchfithrung und den Inhalt des
Austauschs von Informationen aus dem Strafregister zwischen den Mitgliedstaaten (ABL L 93 vom 7.4.2009,
5. 23).

23. | Beschluss 2009/316/]I des Rates vom 6. April 2009 zur Einrichtung des Europiischen Strafregisterinforma-
tionssystems (ECRIS) gemdfl Artikel 11 des Rahmenbeschlusses 2009/315/]1 (ABL. L 93 vom 7.4.2009,
S. 33).

24. | Beschluss 2009/371/]I des Rates vom 6. April 2009 zur Errichtung des Europdischen Polizeiamts (Europol)
(ABL L 121 vom 15.5.2009, S. 37).

25. | Rahmenbeschluss 2009/829/JT des Rates vom 23. Oktober 2009 iiber die Anwendung — zwischen den Mit-
gliedstaaten der Europdischen Union — des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen
iiber Uberwachungsmafinahmen als Alternative zur Untersuchungshaft (ABL L 294 vom 11.11.2009, S. 20).

26. | Beschluss 2009/917/J1 des Rates vom 30. November 2009 iiber den Einsatz der Informationstechnologie im
Zollbereich (ABI. L 323 vom 10.12.2009, S. 20).

27. | Beschluss 2009/934/JI des Rates vom 30. November 2009 zur Festlegung der Durchfithrungsbestimmungen
zur Regelung der Beziehungen von Europol zu anderen Stellen einschlieflich des Austauschs von personenbe-
zogenen Daten und Verschlusssachen (ABL L 325 vom 11.12.2009, S. 6).

28. | Beschluss 2009/936/]I des Rates vom 30. November 2009 zur Annahme der Durchfithrungsbestimmungen
fur die von Europol gefithrten Arbeitsdateien zu Analysezwecken (ABL L 325 vom 11.12.2009, S. 14).

29. | Beschluss 2009/968/J1 des Rates vom 30. November 2009 zur Annahme der Vertraulichkeitsregeln fiir Euro-
pol-Informationen (ABI. L 332 vom 17.12.2009, S. 17).




	BESCHLUSS DER KOMMISSION vom 1. Dezember 2014 über die Mitteilung der Absicht des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Nordirland, sich an Rechtsakten der Union im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit und der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen, die vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon angenommen wurden und die nicht Teil des Schengen-Besitzstandes sind, zu beteiligen (2014/858/EU) 

